Endlich: Ausreisezentrum macht dicht!

Menschenrechtsgruppen feiern Ende Juni die Schließung des „Ausreise​zentrums“ als Erfolg – weitere Schritte für eine humanere Asylpolitik gefordert

Nach dem es im rot-grünen Koalitionsvertrag angekündigt war, ist es jetzt konkret: das Ausreise​zentrum (Landesunterkunft für Ausreisepflichtige = LufA) in Trier hat Ende Juni 2011 geschlossen. Die Flüchtlinge wurden wieder in kommunalen Unterkünften und Wohnungen untergebracht. Die Räume der Lufa werden von der Erstaufnahmeeinrichtung weiter genutzt. Die Flüchtlinge erhalten etwas mehr Eigenständigkeit zurück, die Entmündigung wird dadurch verringert. 

Am Mittwoch 22. Juni feierten Menschenrechts-, Friedens- und Asylgruppen die Schließung der Landesunterkunft für Ausreispflichtige ab 18 Uhr mit einem Fest im Innenhof des Exhauses in Trier. Auch vier Lufa-Bewohner waren ge​kommen und bedankten sich für den Einsatz für die Schließung. Nach einem Sektempfang würdigten Vertreter der Flüchtlingsinitativen in einen Rückblick das zwölfjährige Engage​ment für die Schließung der Abschiebeinrichtung und zeigten als nächste Etappen für eine menschlichere Asylpolitik in Rheinland-Pfalz die Schließung des Abschiebegefängnisses auf.

Als Abgesandte von der Integrationsministerin Irene Alt (sie hatte Plenar​sitzung) sprach die persönliche Referentin der Staatsministerin Margit Gott​stein Naomi Imanishi Grußworte und begrüßte die Schließung der LuFA, dabei sagte sie u.a.: „(...)In Zukunft können dann alle Ausreispflichtigen bis zu ihrer Ausreise in dem Ort leben, wo sie immer gewohnt, wo sie Freunde und Bekannte haben und sich auskennen“ Sie bedankte sich für den Einsatz von AGF und Multi und wünschte ein schönes Fest.

Markus Pflüger bedankte sich für diese erste Maßnahme der Ministerin (ein Wahlversprechen wurde erfüllt), merkte aber kritisch an, dass es den Flücht​lings​initiativen um mehr gehe: Bleiberecht statt Abschiebung und ein humanes Asylrecht – zudem müssten auch die von uns mitverursachten Fluchtgründe in den Blick. Aktuelle Einzelfälle zeigen, dass ehemaligen Lufa-Bewohnern jetzt die Abschiebung droht – ungeachtet beispielsweise frauenspezifischer Fluchtgründe oder Bürgerkriege im Herkunftsland.

Grußwort des Ak Asyl RLP danken für den gemeinsamen Einsatz,  Uli Milschlag früher Multi jetzt Antira Mainz beschrieb Stationen des Engagements und kritisiert Frau Reichle die als Abschiebespezialistin im jetztigen Inte​grations​ministerium falsch sei.  Maria Kronenberg die als AGFler in  der Humanitäre Hilfe Trier-Ingelheim jahrelang mit Eva-Maria Schwarz Flüchtlinge besuchte, erzählte wie die organisierte Hoffnungslosigkeit der LufA ansteckte. Fabian Jellonek vom Multikulturellen Zentrum Trier hob besonders den mutigen Einsatz einiger Flüchtlinge hervor, die mit ihrem Aufruf und dem Trierer Apell entscheidendes zur Schließung beitrugen.

Rex Osa von der Flüchtlingsinitative „THE VOICE“ berichtet im Anschluss über Fluchterfahrungen und den Kampf gegen die  diskriminierende  Re​sidenz​pflicht und das Asylbewerberlesitungsgesetz . Ein Beitrag zum Begleit​programm der Ausstellung „invisible borders“ vom ASTA der Uni Trier in der vhs. Die Residenzpflicht soll in Rheinland-Pfalz - so letzte Meldungen - aufgehoben werden!

„Dass das Abschiebelager schließt, ist ein gemeinsamer Erfolg aller beteiligten Personen und Gruppen, ange​fangen 1999 in Ingelheim, weitere seit 2003 in Trier - mit Besuchen und Beratungen,  Mahn​wachen und Öffentlichkeitsarbeit sowie Demonstrationen, Petitionen und Briefen an die Verant​wortlichen der SPD-Landesregierung. Die Schließung dieses Zentrums der „Hoffnungs- und Orientierungslosigkeit“ ist ein erster wichtiger Schritt, dem weitere wie eine neue Bleiberechts​regelung und die Schließung des Abschiebeknastes folgen müssen.“ so Markus Pflüger für das Bündnis Ausreisezentren abschaffen.

Das Fest „Endlich: das Ausreiszentrum macht dicht!“ im Innenhof des Exhauses, ging später in die in die La Marabunta-Fete " 20 Jahre Multi" über, zu der Flüchtlinge kostenlosen Eintritt bekamen.

Kritikpunkte am Ausreisezentrum im Einzelnen:

· Menschen geraten "in eine Stimmung der Hoffnungs- und Orientierungslosigkeit"

· Regelmäßige Befragungen (werden oft als Verhöre, Schikanen und Druck erlebt)

· Meldepflicht und Anwesenheitskontrollen

· Keine Privatsphäre (Zimmer mit anderen geteilt, immer wieder poliz. Durchsuchungen, Kontrollen)

· Keine Beschäftigung (Arbeitsverbot)

· Keine eigenen Geldmittel (Besitz z.B. Handys, Geld können abgenommen werden,  kein Taschengeld)

· Verschärfte Residenzpflicht (Trier darf nicht verlassen werden)    

· Isolation (Kein Busgeld/-ticket in die Stadt, nächste Umgebung ist  ein Industriegebiet, Bahngleise, Autobahn, Park – Fußweg in die Innenstadt ca. 30 Minuten)

· Krankenversorgung über Anfrage bei der Leitung,dann Arztbesuche in der Stadt

· Keine zeitliche Befristung der Zwangsunterbringung festgelegt (bei  Unterbrechung wird die Gesamtzeit neu berechnet, Einzelurteile ermöglichten Rückkehr in Kommune nach 3 Jahren)

· Urteile des Oberverwaltungsgerichts vom 17.10.2001 und vom  19.11.2002 bemängeln die Unter​bringen als "Schikane" und "strafähnliche Maßnahme" sowie "unzu​lässige Willensbeugung", die Urteile gelten nur für Einzelfälle, Grundsatzurteile wurden durch rechtzeitige Entlassung von Flücht​lingen verhindert.

Hauptauswirkungen:   Psychische und physische Probleme und Erkrankungen nehmen zu (depressive Symptome, Apathie, Aggressionen). Die Mehrheit taucht in die Illegalität ab (sprich keine medizinische Versorgung, Rechtlosigkeit etc.). Zunehmende Kritik von Kirchen, Parteien und Menschenrechtsgruppen.

Wer hat alles mitgeholfen?  Angefangen in Ingelheim stellvertretend wurden dafür genannt: Karin, Ingrid Meyer, Bernd Drüke und Siggi Pick - im Prinzip der ganze Ak Asyl RLP. In Trier die MitarbeiterInnen der ökumenischen Beratungsstelle, des Flüchtlings​forums und des Multikulturellen Zentrums, Unterstützer vom Bündnis für Menschenrechte und Infoladen, konkret wurden beispielhaft Uli Mildschlag (Multi) und Florence Humbert (terre des femmes), von der evangelischen Kirche Guido Hepke und Brigitte Maibaum genannt. Vom Ak Asyl der AGF zudem: Maria Kronenberg, Eva-Maria Schwarz, Katy, Maxi, Nanna, Juli, Rhea, Ingeborg, Tatjana, Charlotte, Miriam, Christina, Sohela, Markus, Victor, Florian, Martin und viele andere.

Unterstützt haben die Forderung nach der Schließung des Abschiebelagers auch Katholikenrat, Caritas, Jusos, Grüne RLP und Linke RLP, zuletzt alle (!) demo​kratischen Parteien des Trierer Stadtrat- und nicht zu vergessen viele mutige BewohnerInnen der Lufa selbst, besonders die die bereit waren trotz drohender Repressionen an die Öffentlichkeit zu gehen.   Danke !!!

Demonstration gegen Abschiebegfängnis Ingelheim 3.9.

Seit 2001 existiert der Ingelheimer Abschiebeknast, in dem Flüchtlinge eingesperrt werden, die abgeschoben werden sollen. Ihr Verbrechen: sie haben hier Zuflucht gesucht. Mit dem Knast soll verhindern werden, dass Flüchtlinge untertauchen und sie werden dort psychisch zermürbt.  Erfolgt eine Ab​schiebung nicht direkt – etwa, weil wichtige Papiere fehlen – werden die Flüchtlinge in solchen Anstalten bis zu 18 Monaten inhaftiert. Beim Ingelheimer Abschiebegefängnis handelt es sich um einen Hochsicherheitstrakt. Das heißt, die Gefangenen werden wie Schwerkriminelle behandelt. Dadurch wird nach außen der Eindruck vermittelt werden, diese Menschen seien gefährlich. Den Gefangenen gegenüber dient die Abschiebehaft zudem als Repressions und Abschreckungsinstrument. Die Inhaftierten sind in kleinen Zellen untergebracht und haben am Tag nur eine Stunde lang die Möglichkeit, sich im Innenhof des Gefängnisses aufzuhalten. Nachdem sie unter Einsatz ihres Lebens Europa erreicht haben, werden sie hier nicht etwa unterstützt, sondern isoliert, ausgegrenzt und zurückgewiesen. Aufgrund der drohenden Abschiebung gibt es praktisch monatlich bundesweit zahlreiche Suizidversuche und Suizide in Abschiebegefängnissen! Die Abschiebung ist das repressivste Instrument gegen Flüchtlinge und andere Migrant/innen. Sie soll Menschen, die auf einer gefährlichen Flucht ihr Leben riskierten, um hier Schutz oder schlicht ein besseres Leben zu finden, zeigen: „Ihr seid hier nicht erwünscht“.

ABSCHIEBEHAFT ABSCHAFFEN!

So die klare Forderung der Demo am 3.9. an der rund 400 Menschen teilnahmen, davon rund 20 aus Trier. „Die staatliche Bekämpfung hilfesuchender Menschen, die mit den Abschiebeknästen ihre stärkste Ausprägung findet, muss ein Ende haben!“ hieß es im Aufruf. Gefordert wurde mit Unterstützung der AGF Trier die ersatzlose Schließung des Abschiebegefängnisses. Die Inhaftierten sollen freige​lassen werden! Sie sollen ein Leben in Würde und Freiheit führen können und auf keinen Fall in einer JVA oder einem anderen Gefängnis eingesperrt werden! 

Innerhalb der Flüchtlingsinitativen gibt es verschieden Strategien, so wurden während der Kundgebung sowohl Argumente für die Beteiligung am runden Tisch der Landes​regierung zum Thema geäußert – um trotz der gesetzlichen Pflicht des Landes Abschiebplätze vorzuhalten etwas in die richtige Richtung zu verändern, nehmen einige Gruppen wie der Ak Asyl RLP daran vorerst noch teil. Andere lehnten die „ergebnis​offenen“ Verhandlungen ab, da Abschiebe​gefängnisse auch mit schönerem Äußeren nicht akzeptabel sind (Ingelheimer Erklärung). Interessant auch, dass es wohl um Millionen Euro geht die RLP vom Saarland für dessen Abschiebehaftplätze in Ingelheim erhält.

Im Anschluss an die Demo fand ein Festival mit dem Musiker und Aktivisten Heinz Ratz und  anderen Bands statt.  Heinz Ratz hat sich auf seiner Tour der 1000 Brücken immer wieder für die Rechte von Flücht​lingen eingesetzt und vor Knästen und Flüchtlingslagern u.a. in Trier gespielt.

Das Thema Asyl – der Bedarf an unserem Einsatz für Flüchtlinge z.B. in der Trierer Erstauf​nahmeeinrichtung und gegen das Asylbewerberleistungsgesetz, Abschiebungen und Frontex bleibt – der Arbeitskreis Asyl der AGF freut sich über neue Ideen und Interessierte, bitte im AGF-Büro melden!

Markus Pflüger
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